
werden, so die Einschätzung des
Thüringer Oberlandesgerichts.
Ebenso machte das Volumen der
Sonderausstattung prozentual
nur einen geringen Anteil an den
Gesamtkosten des Projekts aus.
Schließlich hat die Kriminalpoli-
zei, als eine von mehreren Miet-
interessenten, nur einen Teil der
Immobilie samt Außenflächen
angemietet.
Festzuhalten bleibt, dass die Ab-

grenzung zwischen einem verga-
berechtlich relevanten öffentli-
chen Bauauftrag und einem nicht
dem Vergaberecht unterliegenden
Mietvertrag, eine Gesamtbetrach-
tung und Einzelfallentscheidung
erfordert. Pauschale Urteile ver-
bieten sich in aller Regel.
> HOLGER SCHRÖDER

Der Autor ist Rechtsanwalt bei Rödl &
Partner in Nürnberg.

Maßgeblich ist nur, ab wann und
in welchem Umfang der öffentli-
che Auftraggeber Einfluss auf die
Planungen genommen hat. Hin-
gegen ist es vergaberechtlich un-
bedeutend, wenn ein Anbieter
schon im Vorfeld, das heißt vor
der Kontaktaufnahme mit dem
Auftraggeber seine Planungen auf
ein mögliches Interesse dieses
Auftraggebers ausrichtet. Gemes-
sen daran war vorliegend zum
Beispiel die Grundkonzeption in
den Bürogeschossen im Wesentli-
chen gleich geblieben. Außerdem
hat die streitgegenständliche Im-
mobilie keinen besonderen Spezi-
fika aufgewiesen, die beispiels-
weise eine Drittverwendung aus-
geschlossen hätte. Insbesondere
könnten die Raumwünsche bei
einem Mieterwechsel unproble-
matisch durch Änderung der
Raumabtrennungen umgesetzt

liche Auftraggeber überhaupt Ein-
fluss auf die Ausgestaltung der
Mietsache nimmt. Wäre dies so,
gäbe es nur sehr wenige Anmie-
tungen, die vergaberechtlich nicht
als öffentlicher Bauauftrag zu wer-
ten wären. Damit würde § 107
Abs. 1 Nr. 2 GWB weitgehend
leerlaufen. Vielmehr kommt es bei
der Frage, was der Hauptgegen-
stand eines Vertrages ist, maßgeb-
lich darauf an, ob der öffentliche
Auftraggeber entscheidenden Ein-
fluss auf die Konzeption der Bau-
leistung genommen hat.
Aus Sicht des Thüringer Verga-

besenats ist es dabei von wesent-
licher Bedeutung, wie sehr das
Konzept, das der Kriminalpolizei
bei ihrem ersten Kontakt mit dem
neuen Vermieter vorgelegt wurde,
von dem abweicht, was tatsäch-
lich im streitgegenständlichen
Mietvertrag vereinbart wurde.

Das Thüringer Oberlandesge-
richt (Beschluss vom 7. Oktober
2015, Az.: 2 Verg 3/15) wies die
Beschwerde als unbegründet zu-
rück: Es handelt sich hier um kei-
nen ausschreibungspflichtigen
Mietvertrag nach § 107 Abs. 1 Nr.
2 GWB. Die Jenaer Richter haben
festgestellt, dass ein von den Ver-
tragsparteien offiziell als Mietver-
trag bezeichneter Vertrag dann als
öffentlicher Bauauftrag zu qualifi-
zieren ist, wenn das vorrangige
Vertragsziel der Bau der vertrags-
gegenständlichen Immobilie ist
und es sich bei ihr um ein Bau-
werk im Sinne des Vergaberechts
handelt. Hauptgegenstand war
vorliegend aber ein Mietvertrag.
Zwar hat die Kriminalpolizei Ein-
fluss auf die Ausgestaltung der
Mietsache genommen. Allerdings
genügt es für einen öffentlichen
Bauauftrag nicht, dass der öffent-

ter müsse einen Neubau errich-
ten, um die Anforderungen der
Kriminalpolizei erfüllen zu kön-
nen. Bei dem Mietobjekt handele
es sich um eine „unter Denkmal-
schutz stehende Ruine“, die er-
hebliche Aufwendungen erfor-
dern würde. Dagegen wurde gel-
tend gemacht, dass es sich um ein
Bestandsobjekt handeln würde
und die baulichen Anpassungs-
maßnahmen, die aufgrund der
Vorgaben der Kriminalpolizei in
dem Gebäude vorzunehmen wa-
ren, nur eine untergeordnete Rol-
le einnehmen würden.
Der Nachprüfungsantrag wurde

in erster Instanz als unzulässig zu-
rückgewiesen, weil der EU-
Schwellenwert für die Vergabe öf-
fentlicher Bauaufträge nicht er-
reicht sei. Die dagegen gerichtete
Beschwerde des bisherigen Ver-
mieters blieb ebenfalls erfolglos.

Streitgegenstand war ein abge-schlossener Vertrag zur miet-
weisen Unterbringung einer Kri-
minalpolizeiinspektion. Dabei
ging es um eine Polizeibehörde,
die bereits seit 1998 in einem Ge-
bäude des bisherigen Vermieters
und späteren Antragstellers auf
Nachprüfung untergebracht war.
Für die zukünftige mietweise Un-
terbringung hatte die Kriminalpo-
lizei im Jahr 2013 ein Markterkun-
dungsverfahren erfolglos durchge-
führt. Der bestehende Mietvertrag
wurde daraufhin gekündigt und
der streitgegenständliche Mietver-
trag mit einem neuen Vermieter im
Jahr 2014 abgeschlossen.
Der bisherige Vermieter bean-

tragte deshalb die Nachprüfung.
Er war der Ansicht, dass der
Mietvertrag vergaberechtlich ei-
nen öffentlichen Bauauftrag dar-
stellen würde. Der neue Vermie-

Thüringer Oberlandesgericht zur Anmietung eines Kripogebäudes

Bloßer Mietvertrag oder Bauvergabe?

Um das Einmieten der Kriminalpolizei in ein Gebäude gab es Streit. FOTO DPA

Bedeutung der Ratingnoten für
die Kreditentscheidungen stellen
die KMU-Berater in einer Ver-
gleichsskala transparent dar. Die-
se Information gibt eine gute
Grundlage zur Einschätzung der
eigenen Verhandlungsposition für
das Gespräch mit den Banken
über die Ratingergebnisse und die
Kriterien der Kreditentscheidung.
Auch für Verbände und Organi-

sationen des Mittelstands sowie
für die Berufskollegen der steuer-
beratenden Berufe bietet das
KMU-Banken-Barometer nach
Einschätzung der KMU-Berater
eine gute Möglichkeit, ihre Mit-
glieder und Kunden beziehungs-
weise Mandanten bei der Siche-
rung der Unternehmensfinanzie-
rung zu unterstützen.
Die Fragen des KMU-Banken-

Barometers können online oder
per Fax beantwortet werden. Das
KMU-Banken-Barometer 2016
läuft bis zum 18. Mai 2016. Die
Ergebnisse werden im Juli 2016
veröffentlicht. > BSZ

im Firmenkreditgeschäft sein“,
erläutert Thomas Thier, Vorsit-
zender der KMU-Berater, die ak-
tuellen Entwicklungen aus Sicht
des Verbands.
„Jetzt ist für kleine und mittlere

Unternehmen der richtige Zeit-
punkt, die eigene Finanzierungssi-
tuation kritisch zu betrachten.
Das KMU-Banken-Barometer bie-
tet die Chance, die eigene Position
bei der Zusammenarbeit mit Ban-
ken und Sparkassen zu überprü-
fen und Aktivitäten für eine Ver-
besserung abzuleiten sowie umzu-
setzen“, betont Carl-Dietrich San-
der, Leiter der Fachgruppe Finan-
zierung-Rating der KMU-Berater.
Über die Gesamtergebnisse der
Umfrage werden die Teilnehmer
nach Ablauf der Teilnahmefrist in-
formiert.
Als weitere Unterstützung er-

halten Unternehmerinnen und
Unternehmer eine ausführliche
Information über die Bewertun-
gen innerhalb der Ratingsysteme
der deutschen Kreditinstitute. Die

Ist meine Unternehmensfinan-
zierung dauerhaft gesichert? Mit-
telständler, die sich zu dieser Fra-
ge mehr Klarheit wünschen, kön-
nen jetzt am „KMU-Banken-Baro-
meter 2016“ teilnehmen. Die Um-
frage des Verbands „Die KMU-Be-
rater – Bundesverband freier Bera-
ter e. V.“ stellt zwölf Fragen zur
Zusammenarbeit von Unterneh-
men und Kreditinstituten. Nach
Beantwortung erhalten die Teil-
nehmer direkt eine Auswertung zu
ihrer Finanzierungs- und Banken-
Situation mit einem Handlungs-
impuls.
„Die Ertragsentwicklung bei

vielen Banken und Sparkassen ist
bereits seit einiger Zeit rückläu-
fig. Die Bundesbank geht von
weiteren Rückgängen von 20 bis
25 Prozent in den kommenden
drei bis vier Jahren aus. Darauf
reagieren viele Kreditinstitute be-
reits jetzt mit Kostensenkungen
und Filialschließungen. Der
nächste Schritt wird die Erhö-
hung der Bonitätsanforderungen

Tipps zur Unternehmensfinanzierung

KMU-Banken-Barometer
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